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KURZE BEGRÜNDUNG

HINTERGRUND

1. Gemäß den Schlussfolgerungen des Vorsitzes anlässlich des Europäischen Rates von 
Tampere im Oktober 1999, die vom Haager Programm bekräftigt und vom 
Europäischen Rat von Brüssel im November 2004 angenommen wurden, soll ein 
gemeinsames Europäisches Asylsystem kurzfristig eine klare und praktikable Formel 
für die Bestimmung des Staates beinhalten, der für die Prüfung von Asylanträgen 
zuständig ist, ferner gemeinsame Mindestbedingungen für die Aufnahme von 
Asylbewerbern und die Annäherung der Bestimmungen über die Zuerkennung und die 
Merkmale der Flüchtlingseigenschaft. Hinzukommen sollten ferner Vorschriften über 
die Formen des subsidiären Schutzes, die einer Person, die eines solchen Schutzes 
bedarf, einen angemessenen Status verleihen.

2. Die Kommission legte ihren ersten Vorschlag für eine Richtlinie1über Mindestnormen 
für Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Zuerkennung oder Aberkennung der 
Flüchtlingseigenschaft im September 2000 vor. Am 20. September 2001 nahm das 
Europäische Parlament den Bericht Watson an, der den Kommissionsvorschlag mit 
106 Änderungen billigte. Die Verhandlungen im Rat führten nicht zu einer Einigung 
auf der Basis dieses Vorschlag, weshalb der Europäische Rat die Kommission im 
Dezember 2001 in der Erklärung von Laeken aufforderte, einen geänderten Vorschlag 
einzureichen.

3. Der geänderte Richtlinienvorschlag wurde am 18. Juni 20022 vorgelegt. Nach fast 
zweijährigen Verhandlungen einigte sich der Rat auf einen „allgemeinen Ansatz“3 und 
beschloss, das Europäische Parlament erneut zu konsultieren, was am 19. November 
2004 geschah. Die in dieser Stellungnahme vorgeschlagenen Änderungsanträge 
beziehen sich deshalb auf den vom Rat gemäß seinem „allgemeinen Ansatz“ 
geänderten Richtlinienvorschlag.

4. Die Richtlinie wird gemäß Artikel 63.1 d) EUV im Rahmen des Verfahrens der 
Konsultation des Parlaments vom Rat einstimmig angenommen. Nach der Annahme 
dieser Richtlinie werden gemäß Artikel 67 EUV alle Rechtsvorschriften in diesem
Bereich im Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens vom Rat per 
Mehrheitsentscheidung angenommen.

5. Die Verfasserin der Stellungnahme ist der Auffassung, dass sich die Stellungnahme 
des Entwicklungsausschusses auf die Bereiche beschränken sollte, die gegebenenfalls 
seine Zuständigkeit betreffen, also beispielsweise den politischen Dialog mit 
Entwicklungsländern, die Förderung demokratischer Werte, verantwortungsvolles 
Regieren und Menschenrechte in Entwicklungsländern sowie Themen im 
Zusammenhang mit dem AKP-EU-Partnerschaftsabkommen.

  
1 KOM(2000)0578.
2 KOM(2002)0326.
3 CSL 14203/04 vom 9. November 2004.
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6. Aus diesem Grund befasst sich die Stellungnahme des Entwicklungsausschusses nicht 
mit den eher technischen Aspekten der Richtlinie, da sie die unmittelbare 
Zuständigkeit des federführenden Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und 
Inneres betreffen.

7. An dieser Stelle möchte die Verfasserin der Stellungnahme darauf hinweisen, dass der 
im Sinne des vom Rat am 29. April 2004 angenommenen „allgemeinen Ansatzes“ 
geänderte Vorschlag der Kommission einen erheblichen Rückschritt gegenüber dem 
ursprünglichen Vorschlag und den von der Kommission selbst formulierten Zielen 
darstellt: „Vorrangiges Ziel dieser Richtlinie ist die Schaffung eines Mindestrahmens 
in der Europäischen Gemeinschaft für die Verfahren zur Bestimmung der 
Flüchtlingseigenschaft, der sicherstellt, dass kein Mitgliedstaat einen Asylbewerber 
ausweist oder in irgendeiner Weise an die Grenze der Gebiete zurückführt oder 
zurückweist, wo sein Leben oder seine Freiheit aus Gründen der Rasse oder Religion, 
Staatsangehörigkeit, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder 
aufgrund einer politischen Ansicht gefährdet wäre“1.

8. Die Verfasserin der Stellungnahme möchte die Aufmerksamkeit der Mitgliedstaaten 
auf den Umstand lenken, dass der vom Rat angenommene „allgemeine Ansatz“ ihnen 
die Möglichkeit der Abweichung von nahezu allen Bestimmungen einräumt, vor allem 
von den in Kapitel II der Richtlinie (Artikel 24) festgelegten Grundsätzen und 
Garantien. Damit werden die Rechte und Garantien der Asylsuchenden ausgehöhlt; 
Beschwerden könnten dann womöglich stets als unzulässig abgelehnt werden. Die 
Verfasserin der Stellungnahme hat beschlossen, in diesem Stadium des Verfahrens 
keine Änderungsanträge dazu einzureichen, da dies wesentliche technische 
Änderungen zur Folge hätte, die bei anderen Ausschüssen (wie LIBE oder JURI) 
besser aufgehoben sind. Sollten diese Ausschüsse diese Punkte jedoch nicht 
berücksichtigen, so erwägt die Verfasserin der Stellungnahme, sie zu einem späteren 
Zeitpunkt in Form von Änderungsanträgen entweder im Entwicklungsausschuss oder 
im Plenum einzureichen.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, 
Justiz und Inneres, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Vorschlag der Kommission2 Änderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a) (neu)

  
1 KOM(2002)0326.
2 ABl. C … vom ..., S. ….
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(a) Diese Richtlinie wird unter Wahrung 
der in der Grundrechtecharta der 
Europäischen Union als allgemeine 
Grundsätze des Gemeinschaftsrechts 
anerkannten Rechte und Grundfreiheiten 
in nationales Recht umgesetzt. Das 
internationale Recht und die 
Bestimmungen der Vereinten Nationen 
werden beachtet.

Begründung

Die Wahrung der Grundrechte muss mittels Verweis auf die EU-Grundrechtecharta sowie auf 
alle bestehenden internationalen Verträge außerhalb von Kapitel II (das geändert werden 
kann) betont werden.

Änderungsantrag 2
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) (neu)

(b) Diese Richtlinie wird unter Wahrung 
der in der Grundrechtecharta der 
Europäischen Union als allgemeine 
Grundsätze des Gemeinschaftsrechts 
anerkannten Rechte und Grundfreiheiten, 
insbesondere der Genfer Konvention und 
der mit Drittstaaten geschlossenen 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen, in nationales 
Recht umgesetzt.

Begründung

Siehe Änderungsantrag 1.

Änderungsantrag 3
Artikel 5 Absatz 5 a (neu)

5a. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
alle Personen, die einen Asylantrag stellen 
möchten, unverzüglich umfassende 
Informationen über das Verfahren sowie 
ihre Rechte und Pflichten erhalten, und 
zwar in der Sprache des Asylbewerbers.
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Begründung

Das Recht auf umfassende Information in einer für die asylsuchende Person verständlichen 
Sprache ist die Voraussetzung für ein faires Verfahren.

Änderungsantrag 4
Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe c)

(c) verheiratet ist oder bereits verheiratet 
war.

entfällt 

Begründung

Der Umstand, dass Minderjährige verheiratet oder verheiratet gewesen sind, darf auf keinen 
fall als Zeichen von Reife gewertet werden. Dies trifft vor allem auf einige 
Entwicklungsländer zu, wo die Zwangsverheiratung von noch sehr jungen Mädchen üblich 
ist.

Änderungsantrag 5
Artikel 17 Absatz 1

(1) Die Mitgliedstaaten nehmen eine Person 
nicht allein deshalb in Gewahrsam, weil sie 
ein Asylbewerber ist.

(1) Die Mitgliedstaaten nehmen eine Person 
nicht deshalb in Gewahrsam, weil sie ein 
Asylbewerber ist.

Begründung

Ein Asylantrag kann kein Grund für Gewahrsam sein.

Änderungsantrag 6
Artikel 30 Absatz 2

(2) Der Rat kann die gemeinsame 
Minimalliste im Einklang mit Anhang II mit 
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments ändern, indem er 
Drittstaaten hinzufügt oder streicht. Die 
Kommission prüft alle Ersuchen des Rates 
oder eines Mitgliedstaats, einen Vorschlag 
zur Änderung der gemeinsamen 
Minimalliste vorzulegen.

2. Der Rat kann die gemeinsame 
Minimalliste im Einklang mit Anhang II im 
Rahmen des in Artikel 251 des Vertrags 
festgelegten Verfahrens ändern, indem er 
Drittstaaten hinzufügt oder streicht. Die 
Kommission prüft alle Ersuchen des Rates, 
(Streichung) eines Mitgliedstaats oder des 
Europäischen Parlaments, einen Vorschlag 
zur Änderung der gemeinsamen 
Minimalliste vorzulegen.
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Begründung

Dieser Änderungsantrag zielt darauf ab, das Europäische Parlament voll und ganz in alle 
künftigen Entscheidungen betreffend die Annahme oder Änderung der gemeinsamen 
Minimalliste der als sichere Herkunftsländer geltenden Drittstaaten einzubeziehen. Nach 
Annahme dieser Richtlinie erfolgen weitere Entscheidungen gemäß Artikel 67 EUV im 
Rahmen der Mitentscheidung. Annahme und Änderung eines solch sensiblen Elements wie der 
gemeinsamen Minimalliste der als sichere Herkunftsländer geltenden Drittstaaten sollten 
keine Ausnahmen darstellen, weshalb das Europäische Parlament daran uneingeschränkt zu 
beteiligen ist.

Änderungsantrag 7
Artikel 30 Absatz 3

3. Bei der Ausarbeitung ihres Vorschlags 
nach Absatz 1 oder 2 macht die Kommission 
von Informationen der Mitgliedstaaten, ihren 
eigenen Informationen und 
erforderlichenfalls des UNHCR, des 
Europarates und anderer einschlägiger 
internationaler Organisationen Gebrauch.

3. Bei der Ausarbeitung ihres Vorschlags 
nach Absatz 1 oder 2 macht die Kommission 
von Informationen der Mitgliedstaaten und 
des Europäischen Parlaments, ihren 
eigenen Informationen und 
erforderlichenfalls des UNHCR, des 
Europarates und anderer einschlägiger 
internationaler Organisationen Gebrauch.

Begründung

Siehe Änderungsantrag 6.

Änderungsantrag 8
Artikel 30 Absatz 4

4. Wenn der Rat die Kommission ersucht, 
einen Vorschlag für die Streichung eines 
Drittstaats von der gemeinsamen 
Minimalliste vorzulegen, wird die 
Verpflichtung der Mitgliedstaaten nach 
Artikel 30b Absatz 2 in Bezug auf diesen 
Drittstaat ab dem Tag, der auf das Ersuchen 
des Rates um Vorlage eines solchen 
Vorschlags folgt, ausgesetzt.

4. Wenn der Rat oder das Europäische 
Parlament die Kommission ersucht, einen 
Vorschlag für die Streichung eines Dritt-
staats von der gemeinsamen Minimalliste 
vorzulegen, wird die Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 30b Absatz 2 in 
Bezug auf diesen Drittstaat ab dem Tag, der 
auf das Ersuchen des Rates um Vorlage 
eines solchen Vorschlags folgt, ausgesetzt.

Begründung

Siehe Änderungsantrag 6.
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Änderungsantrag 9
Artikel 30 Absatz 8

8. Auf Ersuchen des Rates erstattet die 
Kommission dem Rat und dem 
Europäischen Parlament darüber Bericht, ob 
die Situation in einem Staat, der auf der 
gemeinsamen Minimalliste steht, dem 
Anhang II weiterhin gerecht wird. Bei der 
Vorlage ihres Berichts an den Rat und das 
Europäische Parlament kann die 
Kommission die Empfehlungen oder 
Vorschläge machen, die sie für angemessen 
erachtet.

8. Auf Ersuchen des Rates oder des 
Europäischen Parlaments erstattet die 
Kommission dem Rat und dem 
Europäischen Parlament darüber Bericht, ob 
die Situation in einem Staat, der auf der 
gemeinsamen Minimalliste steht, dem 
Anhang II weiterhin gerecht wird. Bei der 
Vorlage ihres Berichts an den Rat und das 
Europäische Parlament kann die 
Kommission die Empfehlungen oder 
Vorschläge machen, die sie für angemessen 
erachtet.

Begründung

Siehe Änderungsantrag 6.

Änderungsantrag 10
Artikel 30A Absatz 2 Einleitung 

2. Abweichend von Absatz 1 können die 
Mitgliedstaaten zum Zwecke der Prüfung 
von Asylanträgen zum Zeitpunkt der 
Annahme dieser Richtlinie geltende Rechts-
oder Verwaltungsvorschriften beibehalten, 
aufgrund deren sie andere als die in der 
gemeinsamen Minimalliste aufgeführten 
Drittstaaten als sichere Herkunftsstaaten 
bestimmen können, sofern sie sich davon 
überzeugen konnten, dass Personen in den 
betreffenden Drittstaaten im Allgemeinen 
weder:

2. Abweichend von Absatz 1 können die 
Mitgliedstaaten zum Zwecke der Prüfung 
von Asylanträgen zum Zeitpunkt der 
Annahme dieser Richtlinie geltende Rechts-
oder Verwaltungsvorschriften beibehalten, 
aufgrund deren sie andere als die in der 
gemeinsamen Minimalliste aufgeführten 
Drittstaaten als sichere Herkunftsstaaten 
bestimmen können, sofern sie sich davon 
überzeugen konnten, dass Personen in den 
betreffenden Drittstaaten weder:

a) Verfolgung im Sinne des Artikels 9 der 
Richtlinie 2004/83/EG des Rates noch

a) Verfolgung im Sinne des Artikels 9 der 
Richtlinie 2004/83/EG des Rates noch

b) Folter oder unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe

b) Folter oder unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe

c) noch irgendeiner Form von 
Diskriminierung aufgrund von Religion, 
ethnischer Herkunft, politischer 
Überzeugung, Rasse und Geschlecht
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Begründung

Verfolgung, Folter und unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung sind 
ausreichend schwerwiegende Gründe. Es sollte stets, und nicht „im Allgemeinen“, festgestellt 
werden, dass Angehörige von Drittstaaten keiner dieser Behandlungen ausgesetzt werden, 
sollte ihr Antrag abgelehnt werden.

Änderungsantrag 11
Artikel 35a Absatz 3

3. Der Rat nimmt mit qualifizierter 
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission 
und nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments eine gemeinsame Liste von 
Drittstaaten an, die als sichere Drittstaaten 
für die Zwecke des Absatzes 1 betrachtet 
werden, oder ändert diese Liste.

3. Der Rat nimmt im Rahmen des in Artikel 
251 des Vertrags festgelegten Verfahrens
eine gemeinsame Liste von Drittstaaten an, 
die als sichere Drittstaaten für die Zwecke 
des Absatzes 1 betrachtet werden, oder 
ändert diese Liste.

.

Begründung

Siehe Änderungsantrag 6.

Änderungsantrag 12
Artikel 35 Absatz 4

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
eine Entscheidung im Rahmen der 
Verfahren nach Absatz 2 innerhalb einer 
angemessenen Frist ergeht. Ist innerhalb von 
vier Wochen keine Entscheidung ergangen, 
wird dem Asylbewerber die Einreise in das 
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats gestattet, 
damit sein Antrag nach Maßgabe der 
anderen Bestimmungen dieser Richtlinie 
bearbeitet werden kann.

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
eine Entscheidung im Rahmen der 
Verfahren nach Absatz 2 innerhalb einer 
angemessenen Frist ergeht. Ist innerhalb von 
vier Wochen keine Entscheidung ergangen, 
wird dem Asylbewerber die Einreise in das 
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats gestattet, 
damit sein Antrag nach Maßgabe der 
anderen Bestimmungen dieser Richtlinie 
bearbeitet werden kann. Während dieser 
maximal vier Wochen muss gewährleistet 
werden, dass der Asylbewerber ein Recht 
auf Kommunikation hat und die nötige 
Unterstützung und Hilfe bekommt.
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